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Besuch und Überwachung nahestehender Personen in der U-Haft, §     119 I StPO  

Um den Besuch nahestehender Personen eines U-Häftlings abzulehnen, müssen konkrete 

Anhaltspunkte für eine Gefährdung des Haftzwecks oder der Anstaltsordnung vorliegen. Der 

Umstand allein, dass ein möglicher Missbrauch eines Freiheitsrechts nicht völlig auszuschließen 

ist, reicht nicht aus. Dies gilt umso mehr, wenn es um Besuche von nahestehenden Personen 

geht, die der Aufrechterhaltung sozialer Kontakte dienen.

Der Abwendung einer realen Gefahr kann durch optische und akustische Überwachung der 

Kommunikation begegnet werden.

Auch die Besucher können Beschwerde gegen die Ablehnung ihres Besuchswunsches einlegen.
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